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Zum Internationalen Frauentag am 8. März 2024: Aufstehen gegen 

Antifeminismus und Rechtspopulismus 

Anlässlich des Internationalen Frauentags am 8. März 2024 ruft der Deutsche Juristinnenbund 

e.V. (djb) dazu auf, gemeinsam für Geschlechtergerechtigkeit zu kämpfen und gegen Antife-

minismus und Rechtsextremismus einzustehen. Sexuelle und reproduktive Selbstbestimmung 

und wirtschaftliche Unabhängigkeit sind Grundvoraussetzungen einer gerechteren und einer 

gleichberechtigten Gesellschaft. Gewalt gegen Frauen ist keine Privatsache, sondern ein struk-

turelles und gesamtgesellschaftliches Problem, das es endlich – auch rechtspolitisch – zu lösen 

gilt. Europaweit gibt es jedoch einen Aufschwung autoritärer und rechtspopulistischer Bewe-

gungen, die zentrale feministische und menschenrechtliche Errungenschaften in Frage stellen. 

Stereotype und reaktionäre Frauen- und Familienbilder werden in Parteiprogrammen bewor-

ben, reproduktive Freiheiten werden eingeschränkt und Lebensmodelle abseits traditioneller 

Vorstellungen systematisch angegriffen. „Das Erstarken patriarchaler Machtstrukturen in an-

tidemokratischen Bewegungen steht dem Ziel einer umfassenden Gleichberechtigung diamet-

ral entgegen“ so Lucy Chebout, Vizepräsidentin des djb.  

Der drohende Rechtsruck bei den bevorstehenden Europa-Wahlen im Juni 2024 gefährdet die 

effektive Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt auf nationaler und europäischer Ebene. 

Der Beitritt der EU zur Istanbul-Konvention und die Verabschiedung einer EU-Richtlinie zur 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt sind insofern nicht nur zentrale 

Instrumente zur Verhütung und Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt. Sie sichern auch 

das bereits Erreichte auf dem Weg zu einem europaweiten einheitlichen Schutzstandard für 

die Betroffenen von geschlechtsspezifischer Gewalt.  

Angesichts der aktuellen Entwicklungen ist die Verteidigung bereits erkämpfter Rechte von 

Frauen und anderen marginalisierten Gruppen, insbesondere ihrer reproduktiven und sexuel-

len Selbstbestimmung, wichtiger denn je. Dabei gilt es, der Instrumentalisierung von ihren 

Rechten durch rechtspopulistische Bewegungen entschieden entgegenzutreten: Unter dem 

Deckmantel des scheinbaren Schutzes von Frauen und Familien werden ihre Rechte und die 

Rechte anderer marginalisierter Gruppen ausgehöhlt bzw. angegriffen. Systematisch wird 

Hass gegen vielfältige Lebensmodelle und Menschen mit Migrationsgeschichte geschürt. „Aus 

Anlass auch des Weltfrauentages solidarisiert der djb sich mit den zivilgesellschaftlichen Be-

wegungen gegen rechts und unterstützt ein aktives gesellschaftliches und politisches Vorge-

hen gegen Angriffe auf fundamentale Grund- und Menschenrechte sowie die Errungenschaf-

ten zur Geschlechtergerechtigkeit“, betont Dilken Çelebi, die Vorsitzende der djb-Strafrechts-

kommission. 
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